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der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro, 47, 


Verordunngen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. 

2) Gemäß $ 5 des Geſetzes vom 27. Juli 1885, 
betreffend Ergänzung und Abänderung einiger Beſtim⸗ 
mungen über Erhebung der auf das Einkommen ge⸗ 
legten direkten Konmunalabgaben (G.⸗S. S. 327), 
wird das für die Kommunalbeſteuerung im Steuerjahre 
1894/95 in Betracht kommende Reineinkommen der 
geſammten Preußiſchen Staats: und für Rechnung des 
Staates verwalteten Eiſenbahnen auf den Betrag von 
146 800 092 Mark bierdurch feſtgeſetzt. Von dieſem 
Geſammteinkommen unterliegen nach dem Verhältniß 
der erwachſenen Ausgaben an Gehältern und Löhnen 
der Beſteuerung: 

A. durch die Preußiſchen Gemeinden 129 836 222 Mk., 
B. durch die Preußiſchen Kreiſe 134 026 615 Mk. 

Berlin, den 4. November 1894. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Im Auftrage: 
gez. Brefeld. 
Verordunngen und Bekauntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 
Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Königlichen Oberförſters Werner zu Oſche zum Stan⸗ 
desbeamten für den Standesamtsbezirk Oſche J, Kreiſes 
Schwetz, an Stelle des verſetzten Königlichen Forſt⸗ 
meiſters Haß zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 8. November 1894. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Lehrers Tarnowski in Londzym zum 11. Stellvertreter 
des Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Mont 
men, Kreiſes Löbau, zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 12. November 1894. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Lehrers Laßmann zu Gwisdzyn zum Stellvertreter des 
Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Gwisdzyn, 
Kreiſes Löbau, an Stelle des verſtorbenen Lehrers 
Fiſchöder zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 12. November 1894. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. N 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
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3) 


4) 


Marienwerder, den 21. November 1894, 


1894. 
Lehrers Karl Reimann zu Montig zum Stellvertreter 
des Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Freuden⸗ 
thal, Kreiſes Roſenberg Wpr., an Stelle des verſtorbe⸗ 
nen Lehrers Nowotſchyn in Montig zur öffentlichen 
Kenntniß. 
Danzig, den 7. November 1894. 

Der Ober Präſident. 

Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Gemeindeſteuer⸗Erhebers Die derichſen zu Mocker zum 
III. Stellvertreter des Standesbeamten für den Stan⸗ 
desamtsbezirk Mocker, Kreiſes Thorn, zur öffentlichen 
Kenntniß. 

Danzig, den 7. November 1894. 
Der Ober⸗Präſident. 

7) Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Gutsbeſitzers Freitag in Fabian bei Roſenberg, zum 
Mitglied der Hufbeſchlagſchmiede in Roſenberg, an 
Stelle des nach Danzig verzogenen Gutsbeſitzers Seidler, 
zur öffentlichen Kenntniß. 

Marienwerder, den 12. November 1894. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
8) Der Herr Miniſter des Innern hat dem Komitee 
für den vom 10. bis 13. Mai nächſten Jahres in 
Stettin ſtattfindenden Pferdemarkt die Erlaubniß er⸗ 
theilt, bei dieſer Gelegenheit eine öffentliche Verlooſung 
von Wagen, Pferden, Pferdegeſchirren ꝛc. zu veran⸗ 
ſtalten und die Loofe — 450 000 Stück zu je 1 Mk. 
— im ganzen Bereiche der Monarchie zu vertreiben. 

Marienwerder, den 8. November 1894. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
9) Unter Bezugnahme auf meine Amtsblatts⸗Be⸗ 
kanntmachung vont 24. Juni 1875 bringe ich hiermit 
zur öffentlichen Kenntniß, daß nach dem neuen ruſſiſchen 
Konſulargebührentarife, der am 13. Januar d. J. in 
Kraft getreten iſt, für die Viſirung eines Paſſes 
4 Mark 95 Pfg. zu zahlen ſind. Dieſer Betrag iſt 
daher bei allen an das Paßbüreau des Miniſteriums 
des Innern gerichteten Geſuchen um Beſchaffung des 
ruſſiſchen Viſums miteinzuſenden. 

Der frühere einheitliche Gebührenſatz für die 
Beglaubigung von Urkunden (3 Mark 25 Pfg.) 
iſt durch den neuen Tarif in Wegfall gekommen. Statt 
deſſen wird einerſeits zwiſchen den verſchiedenen, zur 
Beglaubigung gelangenden Urkunden ein Unterſchied 
in der Gebührenberechnung gemacht, andererſeits bei 
gewiſſen Legaliſationen ein Prozentſatz von der ange 


6) 


Ausgegeben in Marienwerder am 22. November 1894. 
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gebenen oder anzunehmenden Werthſumme erhoben. 
Um den am häufigſten vorkommenden Fall hervorzu⸗ 
heben, ſei hier erwähnt, daß für die Beglaubigung 
einer Unterſchrift auf einer hier ausgeſtellten, in Ruß⸗ 
land zu verwendenden Urkunde in der Regel der Be: 
trag von 6 Mark 60 Pfg. erhoben wird. 

Der Tarif iſt im Auguſt⸗Hefte des Handels⸗ 
archivs zur Veröffentlichung gebracht worden. 

Marienwerder, den 8. November 1894. 

Der Regierungs-Präſident. 
10) Nach Ausführung der vorſchriftsmäßigen Be⸗ 
ſichtigung iſt die auf Grund der Konzeſſion vom 
13. November v. Is. in Thorn, Mellienſtr. Nr. 92 
neu errichtete Apotheke eröffnet worden. 

Marienwerder, den 8. November 1894. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
11) Der Kreisſchulinſpektor Skrzeczka zu Dt. Eylau 
iſt erkrankt und wird bis auf Weiteres von dem Kreis⸗ 
ſchulinſpektor Engel in Rieſenburg vertreten. 

Marienwerder, den 8. November 1894. 

Königliche Regierung, 

Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 

12) Dem Predigtamtskandidaten Schmökel in Pruſt, 
Kreis Schwetz, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen 
Bezirk als Hauslehrer thätig zu ſein. 

Marienwerder, den 8. November 1894. 

Königliche Regierung, 

Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 

13) Dem Fräulein Margot Ledat iſt die Erlaubniß 

ertheilt, im dieffeitigen Bezirk als Hauslehrerin und 

Erzieherin thätig zu ſein. 

Marienwerder, den 9. November 1894. 
Königliche Regierung, 

Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
Bekanntmachung. 

Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten 

Erlaſſes vom 3. Oktober d. J. den von den Deputirten 

der oſtpreußiſchen Land⸗Feuerſocietät beſchloſſenen Ab: 

änderungen des revidirten Reglements der genannten 

Societät vom 12. Mai 1884/13. April 1891 die 

Genehmigung zu ertheilen geruht. 

Wir bringen dieſe Abänderungen, welche in der 
der vorliegenden Nummer des Amtsblattes beigefügten 
außerordentlichen Beilage abgedruckt ſind, hiermit zur 
öffentlichen Kenntniß. 

Königsberg, den 9. November 1894. 

Direktion der oſtpreußiſchen Land⸗Feuerſocietät. 
von Klitzing, 

Königlicher Landrath a. D. 

Bekanntmachung. 
Auf Antrag der Königlichen Garniſon⸗Verwaltung 
zu Thorn ſoll der Weg, welcher die Chauſſee von Thorn 
nach Wieſenburg bei dem Gute Winkenau (Krowienicz) 
in nördlicher Richtung verläßt und vor dem Gut 
Wieſenburg wieder in dieſelbe einmündet, geſchloſſen 
werden. 

Auf Grund des § 57 des Zuſtändigkeitsgeſetzes 
vom 1. Auguſt 1883 (G.⸗S. 1883 S. 237) bringe 


14) 


15) 


ich dieſes mit der Aufforderung zur öffentlichen Kennt⸗ 

niß, daß etwaige Einſprüche bei mir binnen 4 Wochen 

zur Vermeidung des Ausſchluſſes geltend zu machen ſind. 
Gurske, den 14. November 1894. 
Der Anttsvorſteher. 

Marohn. N 

von Ausländern aus dem 

eichsgebiet. 

Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 

1. Joſef Blei, Müllergeſelle, geboren am 9. März 
1861 zu Hennersdorf, Bezirk Jägerndorf, Oeſter⸗ 
reichiſch⸗Schleſien, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
ſchweren und einfachen Diebſtahls (3 Jahre Zucht⸗ 
haus, laut Erkenntniß vom 21. September 1891 
und 10. Mai 1893), vom Königlich preußiſchen 
a een zu Breslau, vom 28. Auguſt 

N: 


16) Ausweiſ "ug 


Rudolf Heimco, Glaſergeſelle, geb. am 24. Juni 

1865 zu Oedenburg, Ungarn, ortsangehörig eben⸗ 

daſelbſt, wegen ſchweren Diebſtahls (2 Jahre 

1 Monat Zuchthaus, laut Erkenntniß vom 21. Juli 

1892), vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt 

Bamberg II, vom 1. September d. J. 

Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 

. Franz Bartel, Eiſengießer, geboren am 7. Juli 
1859 zu Schumburg, Bezirk Gablonz, ortsange⸗ 
hörig ebendaſelbſt, wegen Vettelns, vom Königl. 
preußischen Polizeipräſidenten zu Berlin, vom 
3. September d. J. 

. Louis Lion, Cigarrenarbeiter, geboren am 24. Mai 
1843 zu Grammont, Belgien, ortsangehörig eben⸗ 
daſelbſt, wegen Bettelns, vom Königlich preußi⸗ 
ſchen Regierungspräſidenten zu Hildesheim, vont 
6. Oktober d. J. 

„Ferdinand Simon, Fabrikarbeiter, geboren im 
Juli 1852 zu Wien, ortsangehörig zu Eiſendorf, 
Bezirk Biſchofteinitz, Böhmen, wegen Bettelns, 
vom Stadtmagiſtrat Regensburg, Bayern, vom 
28. September d. J. 

Johann Mathias Vaes, Fabrikarbeiter, geboren 

am 8. Juli 1871 zu Nederweert, Niederlande, 

ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, vont 

Königlich preußiſchen Regierungspräſidenten zu 

Düſſeldorf, vom 9. Oktober d. J. 

Perſonal⸗Chronik. 
Der Regierungs⸗Aſſeſſor Caeſar iſt der hieſigen 

Königlichen Regierung zur weiteren dienſtlichen Ver⸗ 

wendung überwieſen. 

Der Königliche Forſtkaſſenrendant Thiemann 
zu Bruß iſt definitiv als ſolcher ernannt worden. 

Dem ſeitherigen Hilfsprediger Walter Andreae 
iſt die erledigte 2. Pfarrſtelle an der evangeliſchen 

Kirche zu Pr. Friedland, in der Diözefe Schlochau, ver» 

liehen worden. 

Der bisherige Strommeiſter⸗Aspirant Diſchköwitz 
zu Kleingrabau iſt zum Strommeiſter ernannt und in 


2. 


17) 


die im Bereiche der Weichſelſtrombauverwaltung nett 
errichtete Strommeiſterei Schulitz verſetzt worden. 


Im Kreiſe Thorn ijt der Gemeindevorſteher 
Krüger zu Ottloczyn zum Amtsvorſteher für den Amts⸗ 
bezirk Ottloczyn ernannt. 

Im Kreiſe Flatow iſt der Gutsadminiſtrator 
Püſchel zu Radawnitz zum Amtsvorſteher für den 
Amtsbezirk Radawnitz ernannt. 


Die Ortsaufſicht über die Schulen zu Falkenwalde, 


Adl. Hammerſtein, Hausfelde, Stillort und Wehners⸗ 
hof im Kreiſe Schlochau iſt bis auf Weiteres dem 


Kreisſchulinſpektor Lettau in Schlochau vom 15. No⸗ 


vember d. J. ab übertragen und der bisherige Orts⸗ 


ſchulinſpektor, Pfarrer Otto in Hammerſtein in Folge 


ſeiner 
worden. 


Verſetzung, von dieſem Amte entbunden 


Perſonal⸗ Veränderungen im Departement des 
Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder 
pro Monat Oktober 1894. 


Ernannt: 1. Gerichtsaſſeſſor Pohlmann in Graudenz 
zum Amtsrichter bei dem Amtsgerichte in Labiſchin, 


2. Gerichtsaſſeſſor Krauſe in Thorn zum Amts⸗ 
richter bei dem Amtsgericht in Coſel, 

3. Referendar Dr. Paszotta in Konitz zum Gerichts⸗ 
Aſſeſſor, 

4. Referendar Dr. Waldauer in Danzig zum Gee 

Krichts ⸗Aſſeſſor, 

5. die Rechtskandidaten Benjamin Taube, Kurt 


Schramm, Johannes Uebe und Alfred Föge 
zu Referendarien unter Ueberweiſung an das 
Landgericht in Danzig bezw. die Amtsgerichte in 
Zoppot, Tiegenhof und Mewe, 

. die Gerichtsſchreibergehülfen Tilicki in Dirſchau 
und Franke in Marienwerder zu Gerichtsſchreibern 
bei dem Amtsgerichte in Marienwerder, 

. Gericht sſchreibergehülfe Kleophas in Tiegenhof 
zum Gerichtsſchreiber und Rendanten bei dem 
Amtsgericht in Schöneck, 

Militäranwärter Paul Liß in Carthaus zum 
Gerichtsſchreibergehülfen bei dem Amtsgerichte 
ebenda, 

der diätariſche Kaſſengehülfe Bäcker in Danzig 
zum Gerichtsſchreibergehülfen bei dem Amtsgerichte 
in Tiegenhof, 

der diätariſche Gerichtsſchreibergehülfe Lös dau 
in Danzig zum Gerichtsſchreibergehülfen bei dem 
Amtsgerichte in Marienwerder, 


vollzieher kr. A. 

Carthaus, 

12. Eiſenbahn⸗Stationsdiätar Hoffmann in Rokellen berg, 
zum Gerichtsvollzieher k. A. bei dem Amts⸗ 

a richte in Carthaus, 


Gerichtsdiener bei dem Amtsgerichte ebenda. 


(Hierzu eine Beilage und der 
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Verſetzt: 1. Erſter Staatsanwalt Voswinckel in Grau⸗ 
an das Landgericht in Düſſeldorf, 

2. Oberlandesgeridtsrath Warnecke in Marien⸗ 

werder als Kammergerichtsrath an das Kammer— 

gericht in Berlin, 

3. Gerichtsvollzieher Brocze in Baldenburg an das 
Amtsgericht in Marienburg, 
| 4. Gefangenaufſeher Bader in Marienwerder an 
das amtsgerichtliche Gefängniß in Schwetz. 
Gelöſcht: Rechtsanwalt Teßmer in Dirſchau in der 

Liſte der bei dem Amtsgerichte in Dirſchau 

zugelaſſenen Rechtsanwalte. 

Penſionirt: die Gerichtsvollzieher Schlömp in Pr. 
Stargard und Kirſch in Pr. Friedland. 
ben. Referendar Dr. Sally Lewy in Marien⸗ 

urg. 

Verliehen: das allgemeine Ehrenzeichen den Gerichts: 
vollziehern Schlömp in Pr. Stargard und Kirſch 
in Pr. Friedland und dem Gerichtsdiener 
Schumacher in Strasburg Wpr., das Allgemeine 
Ehrenzeichen in Gold dem Gerichtsdiener Tharandt 
in Thorn, ſämmtlich aus Anlaß ihrer Penſionirung. 

Erledigte Schulſtellen. 

Die ſechſte Schullehrerftelle an der Knaben⸗Volks⸗ 
ſchule hierſelbſt iſt erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
Herrn Schulrath Dr. Otto zu Marienwerder bis zum 
1. Dezember d. Is. zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Neuhof, Kreis Stuhm, 
wird zum 1. Dezember d. J. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
Herrn Engel zu Rieſenburg zu melden. 

Die neu errichtete Schullehrerſtelle zu Falkenhorſt, 
Kreis Schwetz, ſoll beſetzt werden. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche fic) um die- 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
Herrn Menge zu Tuchel alsbald zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Liskau, Kreis Tuchel, 
wird zum 1. Dezember d. J. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 


* 


7) 


„Feldwebel Birth in Marienwerder zum Gerichts- ihrer Zeugniſſe bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
bei dem Amtsgerichte in Herrn Dr. Knorr zu Tuchel zu melden. 


Die Schullehrerſtelle zu Karraſch, Kreis Roſen⸗ 
wird zum 1. Januar 1895 erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 


e 
Fülfsgerichtsdiener Homuth in Danzig zumſihrer Zeugniſſe, bei dent Patron Graf Finck von 


Finckenſtein zu Schönberg zu melden. 
Oeffentliche Anzeiger Nr. 47.) 


Nedigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von N. Kanter 's Hofduchdruckerei. 


Außerordentliche Beilage 


zum Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Auf den Bericht vom 18. Auguſt d. Is. will Ich den in 
reglementsmäßig dazu erwählten Deputirten in der zurückfolgenden 
Abänderungen der 88 1, 2, 5, 12, 16, 37, 42, 44, 70, 71, 73, 75, 
des revidirten Reglements der oſtpreußiſchen Laud⸗Feuerſocietät vom 1 
hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. — Jagdhaus Romiuten, 


Folge der Berathungen der 

Anlage zuſammengeſtellten 
76, 89, 90, 112 und 122 
2. Mai 1884/13. April 1891 
den 3. Oktober 1894. 


Wilhelm k. 


Graf zu Enleuburg 


Miquel. 


An den Miniſter des Innern und den Finanz⸗Miniſter. 


Neue Faſſung 


der 88 1, 2, 5, 12, 15, 16, 37, 42, 44, 


70, 71, 73, 75, 76, 89, 90, 112, 122 des 


revidirten Reglements der oſtpreußiſchen Land⸗Feuerſocietät vom 12. Mai 1884/13. April 1891. 


§ 1. Die oſtpreußiſche Land⸗Feuerſocietät umfaßt 
die bet der oſtpreußiſchen Landſchaft nicht aufnahme⸗ 
fähigen Grundſtücke des platten Landes der Provinz 
Oſtpreußen und des zum Mohrunger landſchaftlichen 
Bezirk gehörigen Theiles des Regierungsbezirks 
Marienwerder. 

Dieſelbe ijt jedoch berechtigt, innerhalb des bezeich⸗ 
neten Landestheiles auch die Gebäude einzelner bei 
der Landſchaft aufnahmefähigen Grundbeſitzer, ſowie 
die auf einer ſtädtiſchen Feldmark errichteten Gebäude 
zu verſichern. 

Für Klagen aus dem Verſicherungsvertrage iſt der aus⸗ 
ſchließliche Gerichtsſtand in Königsberg i. Pr. begründet. 

82. Die Societät hat die gegenſeitige Verſicherung 
von Gebäuden gegen Feuersgefahr zum Zweck. Dieſe 
Gefahr wird alſo dergeftalt gemeinſchaftlich übernommen, 
daß ſich jeder Theilnehmer zugleich in dem Rechts⸗ 
verhältniß eines Verſicherers und eines Verſicherten 
befindet, als Verſicherer jedoch nur mit den ihm ob- 
liegenden Beiträgen verhaftet iſt; vergl. 88 28—36. 

§ 5. Ausgeſchloſſen von der Verſicherung ſind 
folgende Gebäude nebſt Zubehör: 

1. Pulvermühlen und Pulverniederlagen, 

Glas- und Schmelzhütten, 

Brachſtuben, 

Schmieden ohne Steindach, 

. Schwefelraffinerien und Salpeterſiedereien, 

Terpentin⸗, Firniß⸗ und Holzſäurefabriken, 

. Anftalten zur Fabrikation von Aether, Gas, 
Phosphor, Knallſilber und Knallgold, 

„ Spiegelgießereien, 

Theeröfen, 

. Bıtriol- und Salmiakfabriken, 

. alle Anlagen, welche den vorſtehend zu 1— 10 
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genannten hinſichtlich der Feuergefährlichkeit nach 
der Anſicht der Direktion gleichzuſtellen ſind, und 

12. Gebäude und Baulichkeiten, deren Verſicherungs⸗ 
ſumme nicht 30 Mark beträgt. 

§ 12. Der Austritt aus der Societät und die 
freiwillige Herabſetzung der Verſicherungsſumme finden 
zum 1. Januar und unter der Vorausſetzung ſtatt. daß 
dieſelben bis zum 1. Okiober des vorhergehenden Jahres 
bei dem Bezirks⸗Kommiſſarius ſchriftlich nachgeſucht 
und zugleich die Genehmigungen derjenigen Gläubiger 
beigebracht worden ſind, deren Realrechte im Lager⸗ 
buch der Societät vermerkt ſtehen. 

Aus beſonderen Gründen kann die Direktion aus⸗ 
nahmsweiſe den Austritt früher genehmigen, nöthigen⸗ 
falls unter der Bedingung, daß die Beiträge bis zu 
dem obigen Termine zu zahlen ſind. 

§ 15. Folgende Gebäude: 

„Eiſen⸗ und Kupferhämmer, 

Zuckerſiedereien und Zichorienfabriken, 

Spinnereien in Schaf⸗ und Baumwolle, 

Gebäude, worin Dampfmaſchinen befindlich find, 

Windmühlen und Windmotoren, 

. Badhäufer und Lohmühlen, 

. Häufer mit Feuerfluchten (Wohnhäuſer ohne 
Schornſtein, ſogenannte Rauchhäuſer), 

. Schmieden, 

. Biegel- und Kalköfen mit den An⸗ und Ueber⸗ 

bauten und Trockenſcheunen, inſofern dieſe nicht 

mindeſtens 20 m vom Ofen entfernt ſind, 

auf fremdem Grund und Boden ſtehende Ge⸗ 

bäude und 

die Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebäude der Beſitzer 

der im § 5 angegebenen Fabriken und ſonſtigen 

Anlagen, falls die erſteren bei feuerſicherer Be⸗ 


g wre 
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dachung nicht wenigſtens 30 m und bei nicht 
feuerſicherer Bedachung nicht wenigſtens 75 m 
von den letzteren entfernt ſind, 
dürfen in der Regel höchſtens mit zwei Drittel ihres 
Werthes zur Verſicherung angenommen werden. 

In beſonderen Fällen kann die Direktion die vor⸗ 
ſtehend aufgeführten Gebäude bis zu ihrem vollen 
Werthe annehmen. 

Ferner iſt die Direktion berechtigt, auch andere mit 
erhöhter Gefahr verbundene, zur vierten Klaſſe gehörige 
Gebäude nur mit einem den vollen Werth nicht er⸗ 
reichenden Betrag zur Verſicherung anzunehmen und 
ebenſo beſtehende Verſicherungen nachträglich ent⸗ 
ſprechend herabzuſetzen. 

Außerdem bleibt der Direktion in den vorſtehend 
gedachten Fällen die Befugniß vorbehalten, die Ver⸗ 
ſicherung jederzeit, jedoch mit dreimonatlicher Friſt, 
zu kündigen. 

8 16. Ueberali da, wo die in den $$ 13 bis 15 ane 
gegebenen Beſchränkungen nicht ſtattfinden, hängt die 
Beſtimmung darüber, ob der volle Werih ın Verſicherung 
gegeben werden ſoll oder nicht, vom Gebäudebeſitzer 
ab; nur muß die für ein Gebäude beantragte Ver⸗ 
ſicherungsſumme bei Beträgen bis 1000 Mark mit 10, 
und bei Beträgen über 1000 Mark mit 100 theilbar 
ſein, und kann dieſelbe, wenn ſie dieſer Beſtimmung 
nicht entſpricht, von der Direktion auf die nächſte 
niedrigere oder hö 
bare Zahl abgerundet werden. 

§ 37. Wird au einem Gebäude eine der in 8 5 
No. 1—11 gedachten Einrichtungen vorgenommen oder 
durch eine bauliche Veränderung oder durch ſonſtige Um⸗ 
ſtände eine außergewöhnliche Feuersgefahr hervorgerufen, 
ohne daß hiervon unverzüglich der Direktion Anzeige 
gemacht, ſo erliſcht die Verſicherung ſofort und der 
Verſicherte verliert den Anſpruch auf die Brancent- 
ſchädigung, bleibt jedoch zur Zahlung der höheren Bei⸗ 
träge bis zum Ablauf des Quartals verpflichtet, in 
welchem nach Bekanntwerden der betreffenden Ein⸗ 
richtung oder Veränderung die Verſicherung von der 
Direktion gelöſcht ijt. 

Wird an einem Gebäude eine der in § 15 No. 1 
bis 11 bezeichneten Anlagen ohne Anzeige bei der 
Direktion getroffen, ſo ſinkt der Betrag der Ver⸗ 
ſicherungsſumme ſtillſchweigend auf zwei Drittel des 
bisherigen Betrages herab. 
aber verpflichtet, die Beiträge 
bis zum Ablauf desjenigen Vierteljahres zu zahlen, 
in welchem die Direktion nach Bekanntwerden der be⸗ 
treffenden Einrichtung 
ſicherungsſumme ausdrücklich verfügt hat. 


Wird durch eine bauliche Veränderung in einem 
Gebäude oder durch ſonſtige Umſtände nur die Ver⸗ 
ſetzung aus einer höheren in eine niedrigere Klaſſe und 
orderlich, ſo 
tet, dieſes innerhalb eines 
der Veränderung dem Be⸗ 
anderenfalls der Ver⸗ 


ſomit die Entrichtung höherer Beiträge erf 
iſt der Verſicherte verpflich 
Monats nach Ausführung 
zirks⸗Kommiſſarius anzuzeigen; 


here, in der angegebenen Weiſe ther. 


Der Verſicherte bleibt 
von dem vollen Betrage 


die Herabſetzung der Ver⸗ 
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ficherte zwar nicht den Anſpruch auf die Brandentſchä⸗ 
digung verliert, er indeſſen verpflichtet iſt: 
1. die zu wenig entrichteten Beiträge, jedoch nicht 
über den Zeitraum von drei Jahren hinaus, nach⸗ 
zuzahlen und 1 
den vierfachen Jahresbeitrag des Unterſchiedes 
zwiſchen den von den Gebäuden in der höheren 
und in der niedrigeren Klaſſe zu entrichtenden 
Beiträgen zur Societätskaſſe als Konventional⸗ 
ſtrafe zu zahlen. 
Ergiebt es ſich nachträglich, daß ein Gebäude von 
vornherein in Folge falſcher Angaben des Beſitzers 
in einer unrichtigen Klaſſe verſichert tft, jo hat neben 
der vorſtehend zu 2 gedachten Konventionalſtrafe der 
Verſicherte den höheren Beitrag vom Anfange der Ver⸗ 
ſicherung an nachzuzahlen. 

42. Bei jedem Brandſchaden iſt zu prüfen, ob 
das vernichtete oder beſchädigte Gebäude noch ſo viel 
werth war, als die Verſicherungsſumme beträgt. Walten 
darüber Zweifel ob, ſo iſt der Werth des Gebäudes 
abzuſchätzen, hierber find die Augaben in der im Ka⸗ 
taſter enthaltenen Beichreibung oder in der etwa vor⸗ 
handenen Toxe zu berückſichtigen, nöthigenfalls Zeugen 
zu verneh nen und ſouſtige Ermittelungen anzuftellen. 

Stellt ſich bei dieſer Abſchätzung der Werth des 
Gebäudes niedriger heraus als die Verſicherungs⸗ 
ſumme, ſo iſt bei Ermittelung der Entſchädigung nur 
der ermittelte Werth zu Grunde zu legen. 

Iſt die Verſicherung mit Rückſicht auf die SS 14 ff. 
nicht zur vollen Höhe des Werthes, ſondern aus⸗ 
drücklich nur bis zur Höhe eines aliquoten Therles 
des Werthes (10, io, 2/3 u. ſ. w.) entweder vom 
Verſicherten beantragt oder von der Direktion ange⸗ 
nommen, ſo iſt bei Ermittelung der Eutſchädigung eine 
der etwaigen Werthsverminderung entſprechend ver⸗ 
minderte Verſicherungsſumme zu Grunde zu legen. 

8 44. Ein partieller Brandſchaden ijt dann vor⸗ 
handen, wenn nur einzelne Gebäudetheile beſchädigt oder 
vernichtet find und durch Erſetzung oder Reparatur 
derſelben das Gebäude wieder in ſeinen vorigen Stand 
verfegt werden kann. 

Ju dieſem Falle iſt zu ermitteln, welcher Theil des 
Werthes des verſicherten Gebäudes durch den Brand 
vernichtet oder unbrauchbar geworden iſt. 

§ 70. Wird eine beſtehende Verſicherung gelöſcht 
oder die Verſicherungsſumme im Laufe von drei Jahren 
um mehr als einhalb herabgeſetzt, mag dieſe Löſchung 
oder Herabſetzung mit oder wider den Willen des Ver⸗ 
ſicherten erfolgen, ſo hat die Direktion den in der 
dritten Abtheilung des Grundbuches eingetragenen 
Gläubigern. ſoweit Name und Wohnort derſelben aus 
dem Grundbuche hervorgehen oder ihr ſonſt bekannt 
find, ſowie ſämmtlichen im Lagerbuch vermerkten Gläu⸗ 
bigern der zweiten Abtheilung des Grundbuches brieflich 
Nachricht zu geben. 

§ 71. Geht der Verſicherte des Anſpruchs auf 
Brandentſchädigung nach den 88 7, 8, 37, 39, 40, 48 oder 
61 verluſtig, ſo iſt die Societät dennoch verpflichtet, 


dieſelbe den zur Zeit des Brandes in der dritten Ab- 
theilung des Grundbuches eingetragenen Gläubigern 
ſowie den im Lagerbuch vermerkten Gläubigern der zweiten 
Abtheilung ſoweit zu zahlen, als ſie aus dem verpflichteten 
Grundſtücke oder, wenn ihnen zugleich ein perſöuliches 
Recht gegen den Eigenthümer des Grundſtücks zu⸗ 
ſteht, auch aus deſſen ſonſtigem Vermögen wegen ihrer 
eingetragenen Forderung nicht zur Hebung gelangen. 

Die Zahlung findet jedoch nur gegen Ceſſion der 
durch die Brandentſchädigung gedeckten Realforderungen 
und außerdem nur an diejenigen Realgläubiger ſtatt, 
welche ſpäteſtens drei Monate, nachdem ſie von der 
Thatſache, daß der Grundſtückseigenthümer der Ent⸗ 
ſchädigungsſumme verluſtig gegangen iſt, Kenntniß er⸗ 
halten haben, ihre Forderung kündigen, binnen zwei 
Monaten nach Ablauf der Kündigungsfriſt einklagen 
und demnächſt ſchleunigſt beizutreiben ſuchen, auch 


urkundlich nachweiſen, daß eine Zwangsvollſtreckung 


kein Reſultat gehabt hat. 

Die Zahlung erfolgt nach der den Gläubigern ge⸗ 
ſetzlich zuſtehenden Priorität oder, wenn die Direktion 
ſich mit deren Prüfung nicht befaſſen will, an die ge⸗ 
ſetzliche Hinterlegungsſtelle. 

Zinſen von der Brandentſchädigung zu zahlen, iſt 
die Societät in ſolchen Fällen nicht verpflichtet. 

Wenn die Brandentſchädigung bereits ganz oder 
theilweiſe an den Verſicherten oder auf deſſen Rechnung 
zur Auszahlung gelangt iſt, können die Realgläubiger 
den ausgezahlten Betrag von der Societät nur ver⸗ 
langen, wenn die Rückzahlung an die Societät ſeitens 
des Beſchädigten erfolgt iſt. Die Societät iſt zur An⸗ 
ſtellung der Klage gegen den Verſicherten auf Rück⸗ 
zahlung nur dann verpflichtet, wenn einer der vor⸗ 
bezeichneten Gläubiger es verlangt und der Societät 
für die ihr erwachſenden, eventuell gegen den Ver⸗ 


ſicherten nicht beitreibbaren Prozeßkoſten ausreichende 


Sicherheit ſtellt. Den Anſpruch auf Erhebung der 
Klage kann jedoch die Societät dadurch ablehnen, daß 
ſie ihren Anſpruch gegen ben Verſicherten auf Rück⸗ 
zahlung der Brandentſchüdigung den gemäß Abi. 1 
lorderungsberechtigten Gläubigern nach der Höhe ihrer 
orderungen und nach der geſetzlichen Priorität oder 
behufs ſpäterer Auseinauderſetzung zu ungetheilten 
Rechten ohne Gewährsleiſtung abtritt. 
§ 73. Die vorgebachten Gläubiger haben nicht das 
Recht, wider den Willen des Verſicherten ihre Befriedigung 
aus der Brandentſchädigung zu verlangen, wenn und 
ſoweit dieſelbe zur Wiederherſtellung des verſicherten 
Gebäudes verwandt oder die Verwendung hinlänglich 
ſichergeſtellt wird. Es entſcheidet aber darüber, ob 
und in welcher Weiſe Sicherheit zu beſtellen und ob 
ie dargebotene Sicherſtellung für genügend zu er⸗ 
achten, auf den Antrag eines eingetragenen Gläu⸗ 
bigers die Direktion nach eigenem Ermeſſen. 
Uebrigens iſt die Direktion berechtigt, auch ohne 


den Antrag eines Realgläubigers vor Auszahlung der 


Drandentſchädt ung an den Verſicherten oder einen 
ritten die Sicherſtellung zu verlangen, wenn Be⸗ 
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denken vorliegen, ob der Verſicherte das abgebrannte 
Gebäude wieder herſtellen wird. 

§ 75. Die Geſchäfte der Direktion verſieht unter 
der Firma „Direktion der oſtpreußiſchen Land⸗Feuer⸗ 
ſocietät“ ein Direktor, welcher im Hauptamte fungirt 
und den Titel „General⸗Direktor“ führt. Demſelben 
wird ein Juſtitiarius zugeordnet, welcher bis auf 
Weiteres im Nebenamte beſchäftigt iſt, den Direktor 
in Behinderungsfällen vertritt und dabei nach den An 
weiſungen desſelben arbeitet. 

Sobald ſich die Nothwendigkeit herausſtellt, kann 
auf Antrag der Direktion unter Zuſtimmung der Re⸗ 
präſentanten auch der Juſtitiar im Hauptamte fungiren 
und definitiv angeſtellt werden. 

Die Direktion hat ihren Sitz in Königsberg i. Pr. 

Nachdem durch Anordnung des Miniſters des 
Innern eine gemeinſame Direktion für die oſtpreuß ſche 
Land⸗ und die Städte -⸗Feuerſocietät errichtet worden 
ft, bleibt eine jede der beiden Societäten für ſich be⸗ 
ſtehen. Es iſt deshalb das Vermögen einer jeden ge⸗ 
trennt zu verwalten und in beſonderen Rechnungen 
nachzuweiſen, auch find. die Geſchäfte einer jeden ger 
beiden Societäten unter der beſonderen in ihrem Re⸗ 
glement beſtimmten Firma zu führen. Die Kolfen 
der gemeinſamen Direktionen werden, falls nicht 
zwiſchen den Vertretern der beiden Societäten ein 
anderer Maßſtab vereinbart werden ſollte, nach der 
Höhe der Verſicherungsſumme des verfloſſenen Ver⸗ 
waltungsjahres vertheilt. 

§ 76. Der Direktor, ſowie der Juſtitiarius werden 
von den Repräſentanten gewählt und von dem Minitter 
des Innern beſtätigt (vgl. auch § 89 Abſatz 2). 

Nachdem die im $ 75 vorgeſehene Bereinigung mit 
der Direktion der oſtpreußiſchen Städte Feuerfocu ta: 
erfolgt iſt, findet bei einem Wechſel in der Perſon des 
Direktors oder des Jaſtitiars die Nachfolgerwahl durch 
die Repräſentanten der oſtpreußiſchen Land Feuer⸗ 
ſocietät und die Mitglieder des Abgeordneten⸗Aus⸗ 
ſchuſſes der oſtpreußiſchen Städte⸗FJeuerſocietät in ge⸗ 
meinſchaftlicher Sitzung ſtatt. Die Wahlverſammlung 
iſt alsdann bei Anweſenheit von mehr als der Hälfte 
der ſämmtlichen Mitglieder beider Körperſchaften be: 
ſchlußfähig, Recha, ob von jeder einzelnen über die 
Hälfte der Mitglieder anweſend iſt Die Verſammlung 
wählt durch Mehrheitsbeſchluß aus ihrer Mitte einen 
Vorſitzenden; kommt ein folder Mehrheitsbeſchluß nicht 
zu Stande, fo ernennt der Ober⸗Präſident den Vor⸗ 
ſitzenden. Die weiteren Beſchlüſſe werden gleichfalls 
nach Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit 
entſcheidet der Miniſter des Innern. 

Der Direktor wird definitiv angeftellt; derſelbe iſt 
Dienſtvorgeſetzter aller Beamten der Societät und hat 
als ſolcher in Anſehung aller derſelben, mit Ausnahme 
des Juſtitiars, die Disziplinargewalt der Leiter der 
Provinzialbehörden. Hinſichtlich der gleichfalls als 
Beamte der Societät geltenden Bezirks⸗Kommiſſarien 
finden in disziplinariſcher Beziehung die Beſtimmungen 
des § 80 Anwendung. 
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Die bei der Direktion erforderlichen Bureau⸗ und 
Unterbeamten (§ 90 No. 9) find von der Direktion 
zu berufen; zu ihrer definitiven Anſtellung iſt die 
Zuſtimmung der Repräſentanten erforderlich. 

Das Einkommen des Direktors und des Juſtitiars 
wird von den Repräſentanten feſtgeſetzt und vom Ober⸗ 
Präſidenten endgiltig feſtgeſtellt, das der übrigen Be⸗ 
amten iſt von der Direktion und den Repräſentanten 
feſtzuſtellen. 

Sämmtliche Beamten werden von der Societät 
beſoldet. Die zu dieſem Behufe erforderlichen Beträge 
werden im Etat ausgeſetzt. 

In Betreff der Penſionirung der bei der Direktion 
gegenwärtig etatsmäßig angeſtellten und in Zukunft 
eine etatsmäßige Anſtellung erhaltenden Beamten und 
in Betreff der Fürſorge für ihre Wittwen und Waiſen 
finden die jedesmaligen Beſtimmungen für die unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten ſinngemäße Anwendung. Es 
bleiben zwar die bereits angeſtellten Beamten von der 
Entrichtung der durch das Geſetz vom 20. Mai 1882 
(G.⸗S. S. 298) feſtgeſetzten Wittwen⸗ und Waiſen⸗ 
beiträge befreit, ſie ſind jedoch berechtigt, für ihre 
etwaigen künftigen Hinterbliebenen den Anſpruch auf 
das in den $$ 7 ff. des genannten Geſetzes beſtimmte 
Wittwen⸗ und Waiſengeld zu erwerben, wenn fte binnen 
drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Reglements 
ſich durch ſchriftliche Erklärung zur Zahlung der 
Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträge verpflichten. 

Sämmtliche Beamten der Societät ſind mittelbare 
Staatsbeamte. Sie erhalten bei Dienſtreiſen Tage⸗ 
gelder und Reiſekoſten nach den für die Mitglieder 
und Bureaubeamten der Königlichen Provinzial⸗Ver⸗ 
waltungsbehörden geltenden Sätzen. 

§ 89. Die Repräſentanten werden von der Direktion 
jährlich zu einer ordentlichen, wenn thunlich in der 
erſten Hälfte des Juni anzuberaumenden Sitzung, 
ferner außerordentlich in dringenden Fällen und wenn 
die Mehrzahl derſelben darauf anträgt, nach Königs⸗ 
berg einberufen. Sie pflegen ihre Berathungen unter 
Leitung des Direktors. Der letztere hat für gewöhnlich 
kein Stimmrecht, jedoch giebt derſelbe, wenn ſich bei der Ab⸗ 
ſtimmung Stimmengleichheit herausſtellt, den Ausſchlag. 

In den die Beamten der Direktion (Direktor und 
Juſtitiar) betreffenden Angelegenheiten und bei Reviſion 
der Rechnungen tagen die Repräſentanten unter einem 
aus ihrer Mitte gewählten Vorſitzenden. Ergiebt ſich 
alsdann bei der Abſtimmung Stimmengleichheit, fo 
entſcheidet der Ober⸗Präſident und, ſofern es ſich um 
die Wahl des Direktors oder Juſtitiars handelt, der 
Miniſter des Innern. 

Um giltige Beſchlüſſe zu faſſen, müſſen mindeſtens 


fünf von den Repräſentanten anweſend ſein. 


Gin ſchriftliches Gutachten kann von ihnen eder⸗ 
zeit erfordert werden. 
§ 90. Die Repräſentanten find befugt: 
1. die Vorlagen für die Deputirten⸗Verſammlungen 
vorzuberathen, 
den von der Direktion zu entwerfenden Etat feſt⸗ 
zuſtellen, 
von allen Schriftſtücken, welche die Geſchäfts⸗ 
führung der Societät betreffen, Einſicht zu 
nehmen und die ganze Verwaltung zu überwachen, 
die von der Hauptkaſſe gelegte und von der 
Direktion geprüfte Jahresrechnung nochmals zu 
prüfen und für richtig zu erklären, 

. auf den Vorſchlag der Direktion auferordenc- 
liche Gratifikationen und Prämien zu bewilligen, 

. auf den Vorſchlag der Direktion aus dem Ver⸗ 
mögen der Societät Darlehne zu bewilligen und die 
ausſtehenden Hypothekenforderungen zu kündigen, 

den An⸗ und Verkauf von Grundſtücken und 
Gerechtigkeiten zu genehmigen, 

über die Anſtellung von Regreßklagen und Be⸗ 
ſchwerden zu beſchließen, 

„die Anſtellung der bei der Direktion erforderlichen 

Bureau⸗ und Unterbeamten, ſowie deren Pen⸗ 

ſionirung zu genehmigen, 

zu etwaigen außerordentlichen Ausgaben, welche 

ſich auf dieſes Reglement nicht gründen, ift ihre 

Zuſtimmung einzuholen. 

8 112. Jeder Verſicherte iſt verpflichtet, ein mit einer 
beſtimmten Aufſchrift verſehenes Schild von dem Bezirks⸗ 
Kommiſſarius zu entnehmen, an einem ſeiner Gebäude 
an einer ſichtbaren Stelle zu befeſtigen und dasſelbe, 
falls es abhanden kommt, durch ein neues von gleicher 
Beſchaffenheit zu erſetzen. Für jedes Schild iſt gleich⸗ 
zeitig mit der nächſten Beitragszahlung ein Betrag 
von 50 Pf. an den Ortsvorſtand zu entrichten und 
von dieſem an die Kreis⸗Feuerſocietätskaſſe abzuführen. 


8 122. Die Beſtimmungen dieſes Reglements ſollen, 
infofern nicht ſchon früher Veranlaſſung dazu vor⸗ 
handen iſt, von zehn zu zehn Jahren, vom Zeitpunkt des 
Inkrafttretens desſelben an gerechnet, mit Hilſe der 
inzwiſchen geſammelten Erfahrungen von Neuem durch 
zwanzig Deputirte der Societät geprüft und das 
Reſultat der Prüfung der landesherrlichen Geneh⸗ 
migung unterbreitet werden. 

Eine Ausnahme machen die im 8 124 bezeichneten 
Vorſchriften. 

Die Einladung zu den Sitzungen der Reviſions⸗ 
Deputirten erfolgt unter Angabe der zu verhandelnden 
Gegenſtände. 


2. 
3. 


10. 


Daß die vorſtehende Faſſung mit den Beſchlüſſen der Reviſions⸗Deputirten vom 24/25. Januar 1894 


wörtlich übereinſtimmt, wird hierdurch beſcheinigt. 


Direktion der oſtpreußiſchen Land- Scuerforictät. 


D 8) 


von Klitzing. 


ruck von Emil Rautenberg in Königsberg i. Pr., Bergplatz 5. 


